
 

  

S 10 BA 67/18

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Niedersachsen-Bremen
Sozialgericht Landessozialgericht Niedersachsen-

Bremen
Sachgebiet Betriebsprüfungen
Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Antragsmotivation

Erwerb
feststellender Verwaltungsakt
Feststellungsinteresse
Feststellungsklage
grundsätzliche Bedeutung
Klärungsfähigkeit
Kostenentscheidung
Motivation
Selbständigkeit
Statusbeurteilung
Statusentscheidung
Statusfeststellung
Statusfeststellungsverfahren
Statusrechtliche Beurteilung
Steuerberater
Steuerberaterkanzlei
Übernahme
Unternehmerrisiko

Leitsätze 1. Eine Statusfeststellung für eine zum
Antragszeitpunkt oder erst danach
beendete Tätigkeit ist zwar im Grundsatz,
aber nicht schrankenlos möglich.
2. Für die Durchführung und die
gerichtliche Überprüfung gelten bei
bereits längere Zeit beendeten
Tätigkeiten dahingehend gesteigerte
Anforderungen, dass die von der
Statusfeststellung erfasste Tätigkeit über
seine Beendigung hinaus noch eine
gegenwärtige Wirkung erzeugen muss.
Diese Voraussetzung ist von den
Beteiligten des jeweiligen
Tätigkeitsverhältnisses auf behördliche
bzw. gerichtliche Aufforderung schlüssig
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darzulegen.
3. Es ist grundsätzlich unerheblich
insbesondere wenn die Schwelle der
Missbräuchlichkeit nicht überschritten
wird -, aufgrund welcher Motivation es zur
Einleitung eines
Statusfeststellungsverfahrens nach
Beendigung einer Tätigkeit kommt.
4. Ein schützenswertes Interesse an der
Durchführung des
Statusfeststellungsverfahrens liegt nicht
erst vor, wenn das Ergebnis für ein
laufendes nicht nur beabsichtigtes
steuerrechtliches Verfahren verbindlich
ist. Es genügt, wenn es unter
Berücksichtigung von Äußerungen der
Steuerbehörde als Argument von einigem
Gewicht Eingang finden soll und die
Statusfrage im steuerrechtlichen
Verfahren entscheidungserheblich ist.
5. Ein Inhaber einer Steuerberaterkanzlei,
der diese samt Mandantenstamm an
einen anderen Steuerberater veräußert
und danach im Rahmen eines Freie-
Mitarbeiter-Vertrages als Steuerberater
für den Erwerber ausschließlich
umsatzabhängig tätig wird, sich
vertraglich eine weitreichende
Unabhängigkeit gesichert hat und
weiterhin gegenüber Mandanten wie ein
Inhaber auftritt, wird als Selbständiger
tätig.
6. Kostenprivilegiert ist i. S. des § 183
SGG ist auch ein Beigeladener, der in
seiner Eigenschaft als (potenziell)
Beschäftigter ein Rechtsmittel einlegt.

Normenkette SGB IV § 7 Abs 1 Satz 1
SGB IV § 7a Abs 1 Satz 1
SGG § 160 Abs 2 Nr 1
SGG § 183
SGG § 193 Abs 1
SGG § 193 Abs 4
SGG § 197a
SGG § 55 Abs 1 Nr 1
ZPO § 256 Abs 1

1. Instanz

Aktenzeichen S 10 BA 67/18
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Datum 21.08.2019

2. Instanz

Aktenzeichen L 1 BA 91/19
Datum 18.11.2022

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung des Beigeladenen wird der Tenor des Urteils des Sozialgerichts OsnabrÃ¼ck
vom 21. August 2019 wie folgt neu gefasst: â€žDie Bescheide der Beklagten vom 20. September
2018 werden aufgehoben.â€œ. 

Im Ãœbrigen wird die Berufung zurÃ¼ckgewiesen.

Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger dessen notwendige auÃŸergerichtliche Kosten fÃ¼r das
Berufungsverfahren zu erstatten. Im Ãœbrigen haben die Beteiligten einander auÃŸergerichtliche
Kosten fÃ¼r das Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand

Die Beteiligten streiten im Rahmen eines Statusfeststellungsverfahrens darÃ¼ber, ob der Beigeladene

in seiner im Zeitraum vom 1. Juli 2004 bis 7. November 2014 fÃ¼r den KlÃ¤ger verrichteten TÃ¤tigkeit

als Steuerberater der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung und nach dem Recht

der ArbeitsfÃ¶rderung unterlag.

Â 

Der KlÃ¤ger und der 1946 geborene Beigeladene sind Steuerberater. Der Beigeladene war zunÃ¤chst

Inhaber einer Steuerberaterkanzlei. Im Zuge der beabsichtigten Ãœbertragung der Steuerberaterkanzlei

auf den KlÃ¤ger schlossen sie am 31. Juli 2003 einen â€žFreie-Mitarbeiter-Vertragâ€œ (im Folgenden:

Vertrag), nach dem der Beigeladene fÃ¼r den KlÃ¤ger â€žfÃ¼r dessen Mandantenâ€œ

steuerberatende TÃ¤tigkeiten Ã¼bernahm, insbesondere die Erstellung von BuchfÃ¼hrungen,

JahresabschlÃ¼ssen und SteuererklÃ¤rungen. Der Beigeladene habe diese Arbeiten im Rahmen der

vom KlÃ¤ger gegebenen Richtlinien in eigener Verantwortung durchzufÃ¼hren (Â§ 1 Abs. 1 des

Vertrages). Der Beigeladene sei nicht an bestimmte Arbeitszeiten gebunden (Â§ 1 Abs. 2 des

Vertrages). Als VergÃ¼tung wurde eine â€žGebÃ¼hrâ€œ in HÃ¶he von 12% der an den KlÃ¤ger

gezahlten Netto-UmsÃ¤tze vereinbart (Â§ 2 Abs. 1 a des Vertrages). Sofern der Umsatz im Kalenderjahr

mehr als 500.000,- Euro betrage und der Anteil der Personalkosten nicht mehr als 33% ausmache,

erhÃ¶he sich die VergÃ¼tung um 3% (Â§ 2 Abs. 1 b des Vertrages). Aufwendungen z.Â B. fÃ¼r

GeschÃ¤ftsreisen, Tagungen, Abwesenheitsgelder sowie Ãœbernachtungskosten wÃ¼rden gesondert

vergÃ¼tet. Die Abrechnung erfolge entsprechend den Pauschalen im Steuerrecht. Fahrtkosten

wÃ¼rden vom KlÃ¤ger grundsÃ¤tzlich nicht Ã¼bernommen (Â§ 2 Abs. 2 des Vertrages). Die gesetzlich
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geschuldete Umsatzsteuer werde gesondert in Rechnung gestellt (Â§ 2 Abs. 3 des Vertrages). Der

Beigeladene habe bei den von ihm gefertigten Arbeiten, insbesondere bei den JahresabschlÃ¼ssen, ein

Mitzeichnungsrecht (Â§ 3 Abs. 1 des Vertrages). Er sei berechtigt, die von ihm gefertigten Arbeiten,

insbesondere JahresabschlÃ¼sse, im Namen des Auftraggebers zu unterzeichnen (Â§ 3 Abs. 2 des

Vertrages). Der Beigeladene kÃ¶nne zur Erledigung der ihm Ã¼bertragenen Aufgaben â€žbei ihmâ€œ

beschÃ¤ftigte Personen hinzuziehen. Eine Weitergabe des Auftrages an andere freie Mitarbeiter sei

unzulÃ¤ssig (Â§ 4 Abs. 1 und 2 des Vertrages). Der Beigeladene verpflichtete sich, den KlÃ¤ger von

allen SchadensersatzansprÃ¼chen â€“ begrenzt auf 250.000,- Euro je Schadensfall â€“ freizustellen,

die gegen diesen wegen einer unrichtigen oder unvollstÃ¤ndigen Bearbeitung geltend gemacht

wÃ¼rden (Â§ 6 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 des Vertrages). Der KlÃ¤ger habe Anspruch auf unentgeltliche

Beseitigung etwaiger MÃ¤ngel (Â§ 6 Abs. 3 des Vertrages). Der Beigeladene bestÃ¤tigte, eine

VermÃ¶gensschaden-Haftpflichtversicherung mit einer Versicherungssumme von 250.000,- Euro

abgeschlossen zu haben und diese aufrechtzuerhalten (Â§ 7 des Vertrages). Der KlÃ¤ger verpflichtete

sich, alles zu unterlassen, was die UnabhÃ¤ngigkeit und Eigenverantwortlichkeit des Beigeladenen

beeintrÃ¤chtigen kÃ¶nnte (Â§ 8 Abs. 2 des Vertrages). Der Beigeladene verpflichtete sich, Unterlagen

jederzeit, spÃ¤testens nach Beendigung des jeweiligen Auftrages, an den KlÃ¤ger herauszugeben. Ein

ZurÃ¼ckbehaltungsrecht des Beigeladenen an Handakten und Arbeitsergebnissen wurde

ausgeschlossen (Â§ 10 des Vertrages). Zudem verpflichtete sich der Beigeladene, wÃ¤hrend seiner

TÃ¤tigkeit und drei Jahre nach Beendigung AuftrÃ¤ge von Mandanten, mit deren Angelegenheiten er

beschÃ¤ftigt war, nur mit Zustimmung des KlÃ¤gers zu Ã¼bernehmen. Im Falle der Zustimmung war

eine EntschÃ¤digung zu zahlen, ohne diese eine Vertragsstrafe zu zahlen (Â§ 11 des Vertrages).Â  

Â 

Der KlÃ¤ger Ã¼bernahm vom Beigeladenen gegen eine Abfindungszahlung in HÃ¶he von 275.000,-

Euro mit Wirkung vom 1. Oktober 2003 die Steuerberatungskanzlei nebst Mandantenstamm. Zugleich

nahm der Beigeladene seine TÃ¤tigkeit fÃ¼r den KlÃ¤ger auf. Er war weit Ã¼berwiegend in einem

BÃ¼ro in den KanzleirÃ¤umen tÃ¤tig, nutzte die KanzleirÃ¤umlichkeiten, die technische Ausstattung (IT-

Ausstattung, Telefon, Telefax, Fachliteratur) der Kanzlei und das beim KlÃ¤ger angestellte Personal

ohne unmittelbare Beteiligung an den Kosten, hÃ¤tte aber auch gleichermaÃŸen nach eigenem

Ermessen in seiner privaten Unterkunft arbeiten kÃ¶nnen, fÃ¼r die ihm ein Laptop zur VerfÃ¼gung

gestellt war. Gelegentlich suchte der Beigeladene auch Mandanten auf. Die hierfÃ¼r aufgewendeten

Reisekosten wurden ihm mit einer ihm zur VerfÃ¼gung gestellten EC-Karte beglichen. Die Kosten fÃ¼r

Fortbildungen des Beigeladenen trug der KlÃ¤ger. Im Wesentlichen betreute der Beigeladene

Mandanten, die er bereits als Inhaber der Steuerberaterkanzlei betreut hatte, jedoch auch neu

gewonnene Mandanten. Die Zuweisung der Mandanten erfolgte durch den KlÃ¤ger abhÃ¤ngig von den

jeweiligen freien KapazitÃ¤ten. Der Beigeladene verfÃ¼gte Ã¼ber einen SchlÃ¼ssel zur Kanzlei und

war berechtigt, diese auch auÃŸerhalb der BÃ¼rozeiten zu betreten. An betrieblichen Besprechungen

nahm er gelegentlich teil. Bei Abwesenheiten vertrat der KlÃ¤ger den Beigeladenen gegenÃ¼ber

Dritten. Eine Haftpflichtversicherung schloss der Beigeladene nicht ab, weil eine solche bereits fÃ¼r die

Kanzlei abgeschlossen war, die bei seiner TÃ¤tigkeit entstehende SchÃ¤den abdeckte. 

Â 
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Der Beigeladene veranlasste in den Jahren 2003 bis Oktober 2008 mit der zur VerfÃ¼gung gestellten

EC-Karte zahlreiche Zahlungen in unterschiedlicher HÃ¶he an sich selbst bzw. Dritte, bei denen es sich

im Wesentlichen um wiederkehrende monatliche Zahlungen in HÃ¶he von jeweils 3.000,- Euro

zuzÃ¼glich Umsatzsteuer handelte, ferner Ausgaben an Tankstellen in unterschiedlicher HÃ¶he. Ab

November 2008 erhielt der Beigeladene monatliche Zahlungen in HÃ¶he von 3.500,- Euro zuzÃ¼glich

Umsatzsteuer, monatliche Zahlungen fÃ¼r â€žTankenâ€œ und einzelne zusÃ¤tzliche

Honorarzahlungen, diese teils in fÃ¼nfstelliger HÃ¶he. Rechnungen erstellte der Beigeladene nicht.

Â 

Der Beigeladene bezieht seit September 2011 Regelaltersrente.

Â 

Eine von der Beklagten fÃ¼r den Zeitraum von Januar 2009 bis Dezember 2012 durchgefÃ¼hrte

BetriebsprÃ¼fung ergab keine Beanstandungen bezÃ¼glich der Versicherungs- und Beitragspflicht im

Sinne der Sozialversicherung (Schreiben der Beklagten vom 4. Juni 2013). Der Bericht ist an das

â€žSteuerbÃ¼ro J. K.â€œ gerichtet. 

Â 

Ab 2013 kam es zwischen dem KlÃ¤ger und dem Beigeladenen zu Meinungsverschiedenheiten Ã¼ber

die HÃ¶he der dem Beigeladenen zustehenden VergÃ¼tung. Diese fÃ¼hrten 2014 zu einer auf

Auskunftserteilung Ã¼ber die HÃ¶he der UmsatzerlÃ¶se gerichteten, beim Landgericht OsnabrÃ¼ck

eingereichten Stufenklage des Beigeladenen gegen den KlÃ¤ger. In der Klageschrift trug der

Beigeladene vor, er habe â€žAbschlÃ¤geâ€œ in HÃ¶he von 3.000,- Euro bzw. 3.500,- Euro auf die von

ihm zu beanspruchende VergÃ¼tung erhalten. Er wurde letztmals am 7. November 2014 fÃ¼r den

KlÃ¤ger tÃ¤tig. Das Klageverfahren endete mit einem am 24.Â MÃ¤rz 2015 geschlossenen Vergleich.

Nach diesem hatte der KlÃ¤ger an den Beigeladenen einen Betrag von 85.000,- Euro zu zahlen. 

Â 

Auf den Antrag des Beigeladenen vom 12. August 2016, seiner AnhÃ¶rung und AnhÃ¶rung des

KlÃ¤gers (Schreiben vom 24. November 2016) stellte die Beklagte gegenÃ¼ber dem KlÃ¤ger und dem

Beigeladenen fest, dass die TÃ¤tigkeit des Beigeladenen als Steuerberater fÃ¼r den KlÃ¤ger im

Zeitraum vom 1. Juli 2004 bis 7. November 2014 nicht im Rahmen eines abhÃ¤ngigen

BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses ausgeÃ¼bt werde und keine Versicherungspflicht bestehe (Bescheide

vom 12. Januar 2017).

Â 

Auf den Widerspruch des Beigeladenen und erneuter AnhÃ¶rung des KlÃ¤gers und des Beigeladenen

nahm die Beklagte die Bescheide vom 12. Januar 2017 zurÃ¼ck und stellte die Versicherungspflicht des

KlÃ¤gers als BeschÃ¤ftigter in der gesetzlichen Rentenversicherung und nach dem Recht der

ArbeitsfÃ¶rderung fÃ¼r den Zeitraum von 1. Juli 2004 bis 31. August 2011 fest (Bescheide vom 20.
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September 2018). 

Â 

Der KlÃ¤ger hat am 15. Oktober 2018 Klage zum Sozialgericht (SG) OsnabrÃ¼ck erhoben und sein

bisheriges Vorbringen, der Beigeladene sei selbstÃ¤ndig tÃ¤tig geworden, wiederholt und vertieft. 

Â 

Das SG hat â€žden auf den Widerspruch des Beigeladenen ergangenen Bescheidâ€œ vom 20.

September 2018 aufgehoben (Urteil vom 21. August 2019). Zur BegrÃ¼ndung hat es ausgefÃ¼hrt, der

vor dem Landgericht geschlossene Vergleich stehe der Entscheidung nicht entgegen, da er nur das

RechtsverhÃ¤ltnis zwischen KlÃ¤ger und Beigeladenem betreffe, nicht aber das RechtsverhÃ¤ltnis

beider zur Beklagten. Der Bescheid der Beklagten sei rechtswidrig, weil der Beigeladene selbstÃ¤ndig

tÃ¤tig geworden sei. FÃ¼r eine abhÃ¤ngige TÃ¤tigkeit spreche zwar, dass wesentliche Arbeitsmittel

vom KlÃ¤ger gestellt worden seien und der Beigeladene mit weiteren Mitarbeitern des KlÃ¤gers

zusammengearbeitet habe. Das Fehlen einer eigenen Berufshaftpflichtversicherung kÃ¶nne nicht als

Indiz fÃ¼r eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung gesehen werden, weil der Beigeladene seiner

diesbezÃ¼glichen vertraglichen Verpflichtung nicht nachgekommen sei. Auch die vom Beigeladenen

vorgetragenen festen Arbeitszeiten seien unerheblich, weil die Vertragsgestaltung Raum fÃ¼r geringere

Arbeitszeiten gelassen habe. Der Beigeladene habe unzutreffend vorgetragen, keine Kontovollmacht

gehabt zu haben, weil er den Besitz der EC-Karte habe einrÃ¤umen mÃ¼ssen. Die Beklagte sei zu

Unrecht von einem Festgehalt ausgegangen. Auch habe ein Unternehmerrisiko bestanden, da der

Beigeladene am Erfolg der Kanzlei beteiligt gewesen sei und unterstellt werden kÃ¶nne, dass bei der

HÃ¶he der VergÃ¼tung die Nutzung der Betriebsmittel durch den Beigeladenen einkalkuliert worden sei.

Auch die Vorgeschichte der TÃ¤tigkeit des Beigeladenen fÃ¼r den KlÃ¤ger sei unberÃ¼cksichtigt

geblieben, aus der sich fÃ¼r die Kammer eindeutig ergebe, dass die Beteiligten eine freie Mitarbeit

gewollt hÃ¤tten. Auch der nachtrÃ¤gliche Statusfeststellungsantrag nach nicht einvernehmlicher

AuflÃ¶sung des VertragsverhÃ¤ltnisses mÃ¼sse in die Gesamtbetrachtung einflieÃŸen.

Â 

Gegen das ihm am 18. September 2019 zugestellte Urteil wendet sich der Beigeladene mit der am 18.

Oktober 2019 eingegangenen Berufung, mit der er sein Begehren weiterverfolgt. Er hÃ¤lt die auf seinen

Widerspruch ergangene Statusentscheidung der Beklagten fÃ¼r richtig.

Â 

Der Beigeladene beantragt nach seinem schriftsÃ¤tzlichen Vorbringen,

Â 

1. das Urteil des Sozialgerichts OsnabrÃ¼ck vom 21. August 2019 aufzuheben und Â 

Â 
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2. die Klage abzuweisen.

Â 

Der KlÃ¤ger beantragt nach seinem schriftsÃ¤tzlichen Vorbringen,

Â 

die Berufung des Beigeladenen zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Er hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung fÃ¼r zutreffend und hat seine AusfÃ¼hrungen ebenfalls

wiederholt und vertieft.

Â 

Die Beklagte stellt keinen eigenstÃ¤ndigen Antrag.

Â 

Auf die VerfÃ¼gung des Senats vom 27. September 2022, mit der die Beteiligten unter Bestimmung

einer Ausschlussfrist aufgefordert worden sind, das Interesse fÃ¼r die Statusfeststellung nach

VerjÃ¤hrung denkbarer BeitragsansprÃ¼che und Abschluss des zivilgerichtlichen Verfahrens

darzulegen, hat der KlÃ¤ger mitgeteilt, ihm sei es nicht zuzumuten gewesen, die Entscheidung der

Beklagten hinzunehmen und weitere MaÃŸnahmen der Beklagten abzuwarten. Der Beigeladene sei

vielschichtig gegen ihn vorgegangen, so dass er damit habe rechnen mÃ¼ssen, dass dieser ihn

gegenÃ¼ber seinen Mandanten diskreditieren werde. Der Beigeladene hat mitgeteilt, dass noch ein

Verfahren beim Finanzamt Ã¼ber die steuerliche Einordnung der EinkÃ¼nfte aus der TÃ¤tigkeit fÃ¼r

den KlÃ¤ger offen sei und das Finanzamt die WÃ¼rdigung vom Ausgang des

Statusfeststellungsverfahrens abhÃ¤ngig machen werde.

Â 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstands wird auf die Prozessakte sowie die

Verwaltungsakte der Beklagten Bezug genommen, die Gegenstand der Entscheidungsfindung gewesen

sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die Berufung hat keinen Erfolg. 

Â 

Sie ist zwar zulÃ¤ssig, insbesondere ist sie statthaft (Â§Â§ 143, 144 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG))

sowie form- und fristgerecht erhoben worden (Â§Â 151 Abs.Â 1Â SGG). 
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Â 

Sie ist jedoch nicht begrÃ¼ndet. Das Sozialgericht OsnabrÃ¼ck hat der isolierten Anfechtungsklage (Â§

54 Abs. 1 Satz 1 Var. 1 SGG) des KlÃ¤gers zu Recht stattgegeben. 

Â 

Deshalb war lediglich der versehentlich auf â€žden [â€¦] Bescheidâ€œ vom 20. September 2018

bezogene und damit missverstÃ¤ndlich gefasste Tenor des Urteils zu berichtigen. Das SG hat Ã¼ber

beide â€“ gleichlautenden â€“ Bescheide entschieden, wie sich bereits aus dem Tatbestand des Urteils

vom 21. August 2019 (dort z. B. Seite 4: â€žMit zwei Bescheiden vom 20. September 2018 [â€¦]â€œ)

ergibt. Daneben folgt die Einbeziehung beider Bescheide aber auch aus der Beteiligung des

Beigeladenen am Klageverfahren.

Â 

1. Der Senat entscheidet gemÃ¤ÃŸ Â§Â§ 153 Abs. 1, 124 Abs. 2 SGG durch Urteil ohne

mÃ¼ndliche Verhandlung, weil die Beteiligten dem zugestimmt haben (SchriftsÃ¤tze vom 19.

und 28. Oktober sowie 4. November 2022).
2. Streitgegenstand ist die von der Beklagten getroffene und zwischen den Beteiligten streitige

Feststellung des Status des Beigeladenen in seiner TÃ¤tigkeit als Steuerberater fÃ¼r den

KlÃ¤ger als BeschÃ¤ftigter und der daraus erwachsenden Versicherungspflicht in der

gesetzlichen Rentenversicherung und nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung im Zeitraum vom

1. Juli 2004 bis 31. August 2011 sowie die Aufhebung der der jeweils begehrten Feststellung

entgegenstehenden Verwaltungsakte. 

Klagegegenstand sind zum einen die beiden Bescheide der Beklagten vom 20. September 2018.

Obwohl das SGG keine Â§ 68 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 VwGO entsprechende Regelung enthÃ¤lt, bedarf es

keines Vorverfahrens, wenn â€“ wie hier â€“ ein Verwaltungsakt mit Doppelwirkung vorliegt und dem

Widerspruch des (zunÃ¤chst) belasteten Adressaten â€“ des Beigeladenen â€“ zulasten des zunÃ¤chst

begÃ¼nstigten Dritten â€“ des KlÃ¤gers â€“ stattgegeben wird (B. Schmidt, in: Meyer-Ladewig u. a.,

SGG, 13. Aufl. 2020, Â§ 78 Rn. 8; Berchtold, SGG, Â§ 78 Rn. 10; Becker, in: BeckOGK, Stand:

1.2.2022, SGG Â§ 78 Rn. 27). Daneben enthalten die Bescheide die erstmalige positive Feststellung der

Versicherungspflicht des Beigeladenen als unselbstÃ¤ndig BeschÃ¤ftigter, also eine den KlÃ¤ger

belastende VerfÃ¼gung.

Klagegegenstand sind damit aber auch die beiden an den KlÃ¤ger und den Beigeladenen gerichteten

Bescheide der Beklagten vom 12. Januar 2017, mit denen sie zunÃ¤chst den Status des Beigeladenen

als SelbstÃ¤ndiger feststellte und dessen Versicherungspflicht verneinte. Nachdem der Bescheid vom

20. September 2018 deren Aufhebung verfÃ¼gte, ist dieser insoweit jeweils gemÃ¤ÃŸ Â§ 86 Halbsatz 1

SGG an deren Stelle getreten. 

3. Die auf den Widerspruch des Beigeladenen ergangenen Bescheide der Beklagten vom

20.Â September 2018 sind rechtswidrig und verletzen den KlÃ¤ger in seinen Rechten (Â§ 54

Abs. 2 Satz 1 SGG). Das SG hat sie daher zu Recht aufgehoben. Die Bescheide der Beklagten
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vom 12. Januar 2017, mit denen sie den Status des Beigeladenen zu Recht als SelbstÃ¤ndiger

feststellte und eine Versicherungspflicht als BeschÃ¤ftigter verneinte, sind somit wieder

wirksam. 

Â 

a. Rechtsgrundlage fÃ¼r die streitgegenstÃ¤ndliche Statusfeststellung ist Â§ 7a Abs. 1 Satz 1

SGBÂ IV (in der bis zum 31. MÃ¤rz 2022 gÃ¼ltigen Fassung vom 29. MÃ¤rz 2017). Danach

kÃ¶nnen die Beteiligten schriftlich oder elektronisch eine Entscheidung beantragen, ob eine

BeschÃ¤ftigung vorliegt, es sei denn, die Einzugsstelle oder ein anderer VersicherungstrÃ¤ger

hatte im Zeitpunkt der Antragstellung bereits ein Verfahren zur Feststellung einer

BeschÃ¤ftigung eingeleitet.

Â 

b. Die mit den Bescheiden vom 20. September 2018 getroffene Feststellung der Beklagten ist

zwar formell rechtmÃ¤ÃŸig, insbesondere war die Beklagte fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung

zustÃ¤ndig (hierzu aa.), durfte die Statusfeststellung auch fÃ¼r die zum Antragszeitpunkt

bereits beendete TÃ¤tigkeit des Beigeladenen fÃ¼r den KlÃ¤ger als Steuerberater treffen

(hierzu bb) und verletzte keine Vorschriften Ã¼ber das Verfahren (hierzu cc.). 

Â  Â  Â  Â  Â aa.Â Die Beklagte war â€“ mangels eines bereits anderweitig eingeleiteten

Feststellungsverfahrens â€“ fÃ¼r die Entscheidung Ã¼ber den von dem BeigeladenenÂ  Â  Â  Â  Â  Â

Â  Â  Â  Â  gestellten Antrag auf Feststellung des sozialversicherungsrechtlichen Status der TÃ¤tigkeit

des KlÃ¤gers sachlich zustÃ¤ndig. 

bb. Der vom Beigeladenen gestellte Antrag, den Status seiner bis zum 7. November 2014 verrichteten

â€“ und damit zum Antragszeitpunkt bereits mehr als zwei Jahre beendeten â€“ TÃ¤tigkeit fÃ¼r den

KlÃ¤ger festzustellen, war zulÃ¤ssig. 

1. Eine Statusfeststellung fÃ¼r eine zum Antragszeitpunkt oder erst danach beendete TÃ¤tigkeit

ist mÃ¶glich. In der Rechtsprechung besteht heute â€“ soweit ersichtlich â€“ Einigkeit, dass

eine Statusfeststellung auch fÃ¼r eine bereits beendete TÃ¤tigkeit beantragt werden kann.

Dieser Auffassung schlieÃŸt sich der Senat im Grundsatz an. 

Â 

Bereits nach der GesetzesbegrÃ¼ndung sollten auch die Vertragsparteien antragsberechtigt sein, die im

Hinblick auf ein bereits beendetes AuftragsverhÃ¤ltnis eine verbindliche Feststellung des Status nach Â§

7a Abs. 1 Satz 1 SGB IV begehren (BT-Drs. 14/1855, S. 7). Das Bundessozialgericht (BSG) hat

entschieden (Urteil vom 4. Juni 2009Â â€“ B 12 KR 31/07Â RÂ â€“, Rn. 32), die Entscheidung, ob eine

bestimmte TÃ¤tigkeit als BeschÃ¤ftigung zur Versicherungspflicht fÃ¼hrt, kÃ¶nne sinnvoll auch nach

ihrer Beendigung getroffen werden. Verwaltungsakte Ã¼ber das (Nichtâ€‘)Bestehen von

Versicherungspflicht kÃ¶nnten unabhÃ¤ngig davon ergehen, ob die in Frage stehende TÃ¤tigkeit noch

ausgeÃ¼bt werde (BSG, a. a. O., unter Hinweis auf die Urteile vom 10. August 2000 â€“ B 12 KR 21/98
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-, BSGE 87, 53 = SozR 3-2400 Â§Â 7 Nr. 15 und vom 14. Juli 2004 â€“ B 12 KR 1/04 R -, BSGE 93, 119

= SozR 4-2400 Â§Â 22 Nr. 2). Entscheidungen Ã¼ber das Vorliegen von Versicherungspflicht nach

Â§Â 7a SGB IV stÃ¼nden inhaltsgleich und gleichwertig neben den entsprechenden Verwaltungsakten

der Einzugs- und PrÃ¼fstellen. FÃ¼r das Statusfeststellungsverfahren kÃ¶nne schon deshalb nichts

anderes gelten. Im Ãœbrigen wÃ¤re die Frage der sachlichen ZustÃ¤ndigkeit der Beklagten als

â€žClearingstelleâ€œ mit erheblichen Unsicherheiten behaftet, wollte man sie von den inhaltlichen

Fragen des Fortbestehens oder der Dauer der BeschÃ¤ftigung abhÃ¤ngig machen. Jedenfalls in den

Fallgestaltungen, die dem Senat bekannt seien, sei unter anderem gerade die Frage offen gewesen, wie

eine nicht ununterbrochen ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit zu beurteilen gewesen sei. SchlieÃŸlich berge auch

die notwendige Dauer des in Â§Â 7a SGB IV ausgestalteten Verwaltungsverfahrens die nahe liegende

MÃ¶glichkeit, dass allein deshalb die abschlieÃŸende Entscheidung erst nach Beendigung der

BeschÃ¤ftigung ergehen kÃ¶nne. 

Â 

Mehrere Landessozialgerichte (u. a. LSG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 4. November 2015 â€“ L 8 R

526/13 -, www.sozialgerichtsbarkeit.de; Bayerisches LSG, Urteil vom 14. Oktober 2021 â€“ L 16 BA

164/18 -, juris Rn. 35 m. w. N.) und das Schrifttum (u. a. Zieglmeier, in: Kasseler Kommentar, Stand:

114. EL, Â§ 7a SGBÂ IV Rn. 16; Knospe, in: Hauck/Noftz, SGB, Stand: Mai 2021, Â§ 7a SGB IV Rn. 33;

Marschner, in: Kreikebohm, SGB IV, 3. Aufl. 2018, Â§ 7a Rn. 3) haben sich der Rechtsprechung des

BSG angeschlossen (zuvor in diesem Sinne bereits LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil vom 24. MÃ¤rz

2009 â€“ L 11 R 3849/05 -, juris Rn. 62; a. A. Bayerisches LSG, Urteil vom 23. Oktober 2007 â€“ L 5 KR

267/07 -, juris Rn. 15; letzteres aufgehoben durch BSG, Urteil vom 4. Juni 2009, a.Â a.Â O.). Auch der

Senat hat bereits Ã¼ber zum Antragszeitpunkt beendete TÃ¤tigkeiten in der Sache befunden (Urteil

vom 27. August 2021 â€“ L 1 BA 51/20 â€“ [Backoffice Call-Center]). Das LSG Nordrhein-Westfalen

(Urteil vom 4. November 2015 â€“ L 8 R 526/13 -, www.sozialgerichtsbarkeit.de) hat ergÃ¤nzend zur

Rechtsprechung des BSG ausgefÃ¼hrt, das Interesse des Auftragnehmers sei auf die BegrÃ¼ndung

bzw. Erweiterung bestehender SozialleistungsansprÃ¼che oder auf die Beanstandung von BeitrÃ¤gen

gerichtet, wÃ¤hrend dem Auftraggeber in der Regel daran gelegen sei, Rechtssicherheit im Hinblick auf

BetriebsprÃ¼fungen zu erhalten, die turnusgemÃ¤ÃŸ im Abstand von vier Jahren von den TrÃ¤gern der

Rentenversicherung durchgefÃ¼hrt wÃ¼rden. Der vornehmlich von dem Auftragnehmer verfolgte

Zweck der BegrÃ¼ndung bzw. Erweiterung von SozialleistungsansprÃ¼chen wÃ¼rde dem

Gesetzeszweck widersprechend verkÃ¼rzt, wenn diesem nach Beendigung des AuftragsverhÃ¤ltnisses

eine Statusfeststellung verschlossen bliebe. Der Senat hÃ¤lt die ErwÃ¤gungen des BSG und des LSG

Nordrhein-Westfalen (jeweils a.Â a.Â O.) nach eigener PrÃ¼fung und WÃ¼rdigung fÃ¼r Ã¼berzeugend

und schlieÃŸt sich ihnen fÃ¼r den Regelfall einer nach Beendigung einer TÃ¤tigkeit beantragten

Statusfeststellung an.

Â 

2. Eine Statusfeststellung fÃ¼r eine beendete TÃ¤tigkeit ist nach Ãœberzeugung des Senats

allerdings nicht schrankenlos zulÃ¤ssig. 

Â 
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Generelle Rahmenbedingung eines Statusfeststellungsverfahrens bleibt, Gewissheit Ã¼ber den

sozialversicherungsrechtlichen Status zu erlangen, um dadurch mÃ¶glichst frÃ¼hzeitig und weitgehend

Vor- bzw. Nachteile sowohl auf Seiten des Auftraggebers/Arbeitgebers als auch des

Auftragnehmers/BeschÃ¤ftigten zu erzielen bzw. zu vermeiden. Das Statusfeststellungsverfahren geht

damit im Grundsatz von einer zeitnahen KlÃ¤rung der VerhÃ¤ltnisse aus (BSG, Beschluss vom 4. April

2018 â€“ B 12 KR 97/17 B -, juris Rn. 12; LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil vom 24. MÃ¤rz 2009 â€“ L

11 R 3849/05 -, juris Rn. 62; vgl. auch Marschner in: Kreikebohm, SGB IV, 3. Aufl. 2018, Â§ 7a Rn. 3).

Die mit EinfÃ¼hrung des Â§Â 7a SGB IV verfolgte Intention des Gesetzgebers, ein â€žschnelles und

transparentes Verfahrenâ€œ zur Statusfeststellung zu etablieren, ist nur dann realisierbar, wenn eine

optionale Statusanfrage zumindest zeitnah nach Beendigung einer TÃ¤tigkeit gestellt wird. Andernfalls

besteht zu Lasten des Antragstellers die Gefahr, dass die beantragte Feststellung wegen fehlender

Beweismittel nicht mehr dargelegt bzw. bewiesen werden kann, zumal der RentenversicherungstrÃ¤ger

auf Grundlage der ihm vorgelegten Unterlagen entscheidet (vgl. Pietrek in: jurisPK-SGB IV, 4. Aufl.,

Â§Â 7a SGB IV, 1. Ãœberarbeitung (Stand: 06.09.2022), Rn.Â 102). TatsÃ¤chlich erfolgt in der Praxis

die Beantragung einer Statusfeststellung fÃ¼r eine bereits beendete TÃ¤tigkeit auch in aller Regel

zeitnah. StatusfeststellungsantrÃ¤ge werden insbesondere dann gestellt, wenn zwischen den Beteiligten

im Zuge der Beendigung einer TÃ¤tigkeit Konflikte auftraten und ggf. wechselseitig Honorar- oder

Lohnforderungen geltend gemacht werden (siehe exemplarisch die Sachverhalte bei BAG, Urteil vom

26. Juni 2019 â€“ 5 AZR 178/18 â€“, BAGE 167, 144; Senatsurteil vom 27. August 2021 â€“ L 1 BA

51/20 â€“ [Backoffice Call-Center]) oder nach AnkÃ¼ndigung eines Insolvenzverfahrens, wenn bislang

nicht versicherungspflichtige â€žselbstÃ¤ndigeâ€œ Auftragnehmer eine Statusfeststellung beantragen,

um ggf. als BeschÃ¤ftigte z. B. einen Insolvenzgeldanspruch (Â§Â 324 Abs.Â 3 SGBÂ III) zu erwerben.

Daneben ist eine Statusfeststellung umgekehrt aber auch mÃ¶glich, wenn ein Insolvenzverwalter einen

Statusantrag zur â€žMasseerhaltungâ€œ stellt, um eine insolvenzrechtliche Anfechtung der gezahlten

Arbeitnehmeranteile vorzubereiten. 

Â 

Hieraus folgt, dass es grundsÃ¤tzlich â€“ insbesondere wenn die Schwelle der MissbrÃ¤uchlichkeit nicht

Ã¼berschritten wird â€“ unerheblich ist, aufgrund welcher Motivation es zur Einleitung eines

Statusfeststellungsverfahrens kommt. Damit spielt es aber fÃ¼r die Entscheidung in diesem Verfahren

â€“ wovon aber das SG zumindest im Rahmen seiner HilfsbegrÃ¼ndung ausgegangen zu sein scheint

â€“ keine Rolle, aus welcher Motivation heraus der Beigeladene den Statusfeststellungsantrag stellte,

auch wenn sich fÃ¼r den Senat wie fÃ¼r das SG aufdrÃ¤ngt, dass die mehrjÃ¤hrigen

Auseinandersetzungen des Beigeladenen mit dem KlÃ¤ger eine Rolle gespielt haben. Eine weit

Ã¼berwiegend sachfremde, auf eine BeeintrÃ¤chtigung oder gar SchÃ¤digung des KlÃ¤gers gerichtete

Motivation des Beigeladenen ist weder substantiiert vorgetragen, noch sonst zu erkennen.

Â 

Aus der grundsÃ¤tzlichen ZulÃ¤ssigkeit eines rÃ¼ckwirkenden Statusfeststellungsverfahrens folgt

jedoch nicht, dass gÃ¤nzlich unberÃ¼cksichtigt bleiben mÃ¼sste, dass diese â€“ zumindest in aller

Regel â€“ mit zunehmendem Zeitablauf immer geringere Bedeutung erlangt. Die von ihr ggf.

beeinflussten Beitrags- und SozialleistungsansprÃ¼che gehen durch den Ablauf von Ausschluss- oder
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VerjÃ¤hrungsfristen unter oder sind nicht mehr durchsetzbar. Auch fÃ¼r andere AnsprÃ¼che oder

sonstigen Interessen ist die Statusfeststellung nicht mehr von Bedeutung, wenn sich auch

diesbezÃ¼gliche Verfahren oder AktivitÃ¤ten erledigt haben oder nicht mehr erfolgversprechend

durchgefÃ¼hrt werden kÃ¶nnen. 

Â 

Diese sinkende Bedeutung fÃ¼hrt zwar nicht dazu, dass ein Statusfeststellungsantrag automatisch

unzulÃ¤ssig wird, wenn die aus der ihr zugrundeliegenden TÃ¤tigkeit erwachsenden

BeitragsansprÃ¼che verjÃ¤hrt sind, weil â€“ wie zuvor aufgezeigt â€“ die Auswirkungen der

Statusfeststellung sich nicht allein in der Erhebung von BeitrÃ¤gen erschÃ¶pfen. Allerdings rechtfertigt

sie es, fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung â€“ und die gerichtliche ÃœberprÃ¼fung â€“ der Statusfeststellung bei

beendeten TÃ¤tigkeiten gesteigerte Anforderungen zu stellen. Die personellen Ressourcen der

BehÃ¶rden und der Justiz dienen vorrangig der mÃ¶glichst weitgehenden Verwirklichung sozialer

Rechte. Dem folgend sind auf staatliche Feststellungen gerichtete Verwaltungs- und Gerichtsverfahren

â€“ auch unter BerÃ¼cksichtigung des von der Statusfeststellung klar getrennten Beitragsverfahrens

â€“ nicht zum Zwecke schlichter Symbolik oder im rein ideellen Interesse durchzufÃ¼hren, sondern nur

dann, wenn die von der Statusfeststellung erfasste TÃ¤tigkeit Ã¼ber seine Beendigung hinaus noch

eine gegenwÃ¤rtige Wirkung erzeugt. 

Â 

Dieser Rechtsgrundsatz ist fÃ¼r Feststellungsklagen ausdrÃ¼cklich in Â§ 55 Abs. 1 SGG verankert, der

fÃ¼r die Feststellung von RechtsverhÃ¤ltnissen ein Feststellungsinteresse erfordert. Dieses geht Ã¼ber

ein rechtliches Interesse i. S. des Â§Â 256 Abs. 1 ZPO hinaus, weil es weitergehend jedes als

schutzwÃ¼rdig anzuerkennendes wirtschaftliches oder ideelles Interesse einschlieÃŸt (jurisPK-SGG,

Â§Â 55 Rn. 64). Damit besteht ein groÃŸzÃ¼gigerer MaÃŸstab als z. B. bei der arbeitsgerichtlichen

Statusfeststellung, fÃ¼r die ein Feststellungsinteresse nur besteht, wenn sich aus der begehrten

Feststellung Rechtsfolgen fÃ¼r Gegenwart und Zukunft ergeben (BAG, Urteil vom 21. Juni 2000 â€“ 5

AZR 782/98 â€“ m. w. N.). Allerdings ist auch im Sozialrecht ein Feststellungsinteresse fÃ¼r

abgeschlossene RechtsverhÃ¤ltnisse nur zu bejahen, wenn diese Ã¼ber die Beendigung hinaus noch

eine gegenwÃ¤rtige Wirkung erzeugen. 

Â 

FÃ¼r das Statusfeststellungsverfahren gemÃ¤ÃŸ Â§ 7a SGB IV kann im Kern nichts anderes gelten,

soll es â€“ wie eingangs dargestellt â€“ Vor- bzw. Nachteile sowohl auf Seiten des

Auftraggebers/Arbeitgebers als auch des Auftragnehmers/BeschÃ¤ftigten erzielen bzw. vermeiden.

Entsprechend dÃ¼rfen Statusfeststellungsverfahren bei beendeten TÃ¤tigkeiten nach der

Gesetzessystematik nur dann durchgefÃ¼hrt werden, wenn die konkrete Gefahr besteht, dass die

begehrte Statusfeststellung in naher Zukunft erneut fÃ¼r die Vertragsbeteiligten des

TÃ¤tigkeitsverhÃ¤ltnisses erforderlich wird (Wiederholungsgefahr), aus der Statusfeststellung

RestitutionsansprÃ¼che erwachsen (Rehabilitationsinteresse) oder die Statusfeststellung sonst fÃ¼r

andere Verfahren von Bedeutung ist (PrÃ¤judizialitÃ¤t). Die Statusfeststellung ist also stets nur dann
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durchzufÃ¼hren, wenn sie sich auf Beitrags-, Sozialleistungs- oder andere RechtsansprÃ¼che

auswirken kann. 

Â 

3. Diese Voraussetzung fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung des Statusfeststellungsverfahrens ist von den

Beteiligten des jeweiligen TÃ¤tigkeitsverhÃ¤ltnisses schlÃ¼ssig darzulegen. Es stellt â€“ wie

auch sonst bei begehrten Feststellungen â€“ keine unzumutbare Erschwerung des

Rechtsschutzes dar, wenn von den Beteiligten eines potenziell als BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis

einzuordnenden RechtsverhÃ¤ltnisses jedenfalls auf behÃ¶rdliche bzw. gerichtliche

Aufforderung erwartet wird, die (Fort-)Wirkungen der abgeschlossenen TÃ¤tigkeit darzulegen,

und keine Entscheidung Ã¼ber den Status einer TÃ¤tigkeit zu treffen, wenn solche weder

substantiiert vorgetragen werden noch sonst Anhaltspunkte hierfÃ¼r ersichtlich sind. 

Â 

4. Dies zugrunde gelegt, durfte das Statusfeststellungsverfahren hier durchgefÃ¼hrt werden, weil

Fortwirkungen der abgeschlossenen TÃ¤tigkeit des Beigeladenen jedenfalls vom Beigeladenen

vorgetragen sind.

Zwar erfolgte die Statusanfrage des Beigeladenen im August 2016 fÃ¼r seine im November 2014

beendete TÃ¤tigkeit fÃ¼r den KlÃ¤ger. FÃ¼r den Beigeladenen trat mit Bezug der Vollrente wegen

Alters ab September 2011 Versicherungsfreiheit ein (so noch der am 16. November 2016 auÃŸer Kraft

getretene Â§ 5 Abs. 4 Nr. 1 SGB VI [in der Fassung vom 5. Dezember 2012]). Deshalb kam von

vornherein nur eine Versicherungspflicht bis einschlieÃŸlich August 2011 in Betracht. Diese wurde von

der Beklagten auch lediglich bis zu diesem Zeitpunkt festgestellt (Bescheide vom 20. September 2018,

Seite 2). SÃ¤mtliche bis August 2011 ggf. entstandenen BeitragsansprÃ¼che der Beklagten gegen den

KlÃ¤ger waren bereits bei Einleitung des Statusfeststellungsverfahrens im August 2016 i. S. des Â§ 25

Abs.Â 1 SatzÂ 1 SGB IV verjÃ¤hrt; die ErfÃ¼llung der Voraussetzungen fÃ¼r die dreiÃŸigjÃ¤hrige

VerjÃ¤hrung (vorsÃ¤tzlich vorenthaltene BeitrÃ¤ge, Â§ 25 Abs. 1 Satz 2 SGB IV) ist weder vorgetragen,

noch sonst ersichtlich; vielmehr ist sie schon aufgrund des Verfahrensverlaufs auszuschlieÃŸen. Auch

eine nachtrÃ¤gliche Beitragszahlung ist dem Beigeladenen gemÃ¤ÃŸ Â§ 197 Abs. 1 SGB VI verwehrt.

Zugleich bestand fÃ¼r den KlÃ¤ger kein ernsthaftes Risiko nachteiliger Feststellungen im Rahmen einer

BetriebsprÃ¼fung und einer dieser nachfolgenden Beitragsforderung der Beklagten. Ebenso waren die

zivilgerichtlichen Auseinandersetzungen zwischen dem KlÃ¤ger und dem Beigeladenen zum

Antragszeitpunkt durch Vergleich abgeschlossen. 

Soweit der Beigeladene vorgetragen hat, das Finanzamt mache seine WÃ¼rdigung Ã¼ber die

steuerrechtliche Behandlung der vom KlÃ¤ger an ihn gezahlten VergÃ¼tung vom Ausgang des hiesigen

Berufungsverfahrens abhÃ¤ngig, ist er zwar letztlich jeden Beweisantritt schuldig geblieben. Die

vorgelegten Schreiben des Finanzamts dokumentieren allenfalls, dass dieses vor dem Abschluss des

Berufungsverfahrens nicht Ã¼ber die steuerrechtliche Behandlung der vom Beigeladenen zivilgerichtlich

erstrittenen Abfindungszahlung entscheiden will, nicht hingegen, dass sich das Finanzamt an die

Entscheidung des Senats Ã¼ber die Statusfeststellung gebunden fÃ¼hlt. Eine solche Bindung besteht

auch nicht. Der steuerrechtliche Arbeitnehmerbegriff ist eigenstÃ¤ndiger Natur und nach den fÃ¼r das
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Steuerrecht maÃŸgebenden GrundsÃ¤tzen auszulegen. Er deckt sich nicht immer mit dem in anderen

Rechtsgebieten verwendeten Arbeitnehmerbegriff (Geserich, in: Brandis/Heuermann,

Ertragssteuerrecht, 163. EL August 2022, EStG Â§ 19 Rn.Â 49). Deshalb hat die sozialrechtliche

Einordnung fÃ¼r die steuerrechtliche Beurteilung, ob eine selbstÃ¤ndige oder unselbstÃ¤ndige

TÃ¤tigkeit vorliegt, keine Bindungswirkung (Bundesfinanzhof [BFH], Urteil vom 23. April 2009 â€“ VI R

81/06 -, BStBl II 12, 262, m.â€‰w. N.; Urteil vom 9. Juli 2012 â€“ VI B 38/12 -, BFH/NV 2012, 1968;

Geserich, a. a. O.). Entscheidungen des SozialversicherungstrÃ¤gers entfalten danach nur

Bindungswirkung, als sie ein eigenes PrÃ¼fungsrecht der Finanzverwaltung bzw. der

Finanzgerichtsbarkeit im Rahmen des Â§Â 3 Nr.Â 62 EStG ausschlieÃŸen (BFH, Urteil vom 21. Januar

2010 â€“ VI R 52/08 â€“ BStBl. II 2010, 703; BFH, Urteil vom 9. Juli 2012, a. a. O.). Diese

Ausnahmekonstellation liegt hier jedoch nicht vor.

Â 

Dem Beigeladenen ist jedoch zuzugestehen, dass die sozialrechtliche Behandlung einer Frage indizielle

Bedeutung fÃ¼r das Steuerrecht hat (vgl. BFH, Urteil vom 21. Oktober 2010 â€“ VIII R 34/08 -, BFH/NV

11, 585, m.â€‰w.â€‰N.; Geserich, a.Â a.Â O., Rn. 51). Zwar muss die Abgrenzung der

nichtselbstÃ¤ndigen von der selbstÃ¤ndigen Arbeit nicht, auch nicht im Regelfall, in beiden

Rechtsgebieten zu dem gleichen Ergebnis fÃ¼hren, denn diese sind eigenstÃ¤ndig und verfolgen

teilweise andere rechtspolitische Zwecke (vgl. BFH, Urteil vom 23. April 2009, a. a. O.; Geserich, a. a.

O.). Der Senat sieht unter den hier vorliegenden Rahmenbedingungen jedoch keinen Anlass, die

PrÃ¤judizialitÃ¤t der Statusfeststellung nur fÃ¼r den Fall anzunehmen, dass das Ergebnis der

Statusfeststellung fÃ¼r die SteuerbehÃ¶rde bindend ist. Vielmehr kann dem Beteiligten an einem

Statusfeststellungsverfahren ein schÃ¼tzenswertes Interesse an der DurchfÃ¼hrung des

Statusfeststellungsverfahrens nicht mehr ohne Weiteres abgesprochen werden, wenn dessen Ergebnis

als Argument von einigem Gewicht in ein laufendes â€“ nicht nur beabsichtigtes â€“ steuerrechtliches

Verfahren Eingang finden soll und die im Rahmen des Statusfeststellungsverfahrens â€“ wenn auch nur

im sozialrechtlichen Kontext â€“ beantwortete Frage im steuerrechtlichen Verfahren tatsÃ¤chlich

entscheidungserheblich ist. Diese Voraussetzungen sind hier erfÃ¼llt. Durch die vom Beigeladenen

vorgelegten Schreiben des Finanzamts ist fÃ¼r den Senat hinreichend belegt, dass dieses dem

Ausgang des Statusfeststellungsverfahrens zumindest einiges Gewicht beimisst, wenn auch davon

auszugehen ist, dass ihm bewusst ist, nicht an diese gebunden zu sein. Ob dies ohne entsprechende

Verlautbarungen des Finanzamts angenommen werden kann und ob und ggf. in welchem Umfang

die PrÃ¤judizialitÃ¤t der Statusfeststellung auch fÃ¼r Verfahren in anderen Rechtsgebieten gilt, muss

hier nicht entschieden werden.

Â 

cc.Â  Die vorgeschriebene AnhÃ¶rung ist ebenfalls erfolgt. 

Â 

GemÃ¤ÃŸ Â§ 7a Abs. 4 SGB IV teilt die L. den Beteiligten mit, welche Entscheidung sie zu treffen

beabsichtigt, bezeichnet die Tatsachen, auf die sie ihre Entscheidung stÃ¼tzen will, und gibt den
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Beteiligten Gelegenheit, sich zu der beabsichtigten Entscheidung zu Ã¤uÃŸern. 

Â 

Diese Beteiligung erfolgte mit den an den KlÃ¤ger und den Beigeladenen gerichteten Schreiben der

Beklagten vom 24. November 2016.

Â 

c. Die mit den Bescheiden vom 20. September 2018 getroffene Feststellung der Beklagten ist

jedoch materiell rechtswidrig. Die Beklagte hat mit diesen unzutreffend festgestellt, dass der

Beigeladene seine TÃ¤tigkeit im Zeitraum vom 1. Juli 2004 bis 7. November 2014 als

Steuerberater im Rahmen eines abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses ausgeÃ¼bt und

deshalb Versicherungspflicht in der Rentenversicherung sowie nach dem Recht der

ArbeitsfÃ¶rderung bestanden hat.

Â 

Personen und zu ihrer Berufsausbildung BeschÃ¤ftigte, die gegen Arbeitsentgelt beschÃ¤ftigt sind,

unterliegen in der Rentenversicherung sowie nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung der

Versicherungspflicht (Â§Â§ 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI, 25 Abs. 1 SGB III). Die Ã¼bereinstimmende

gesetzliche Voraussetzung einer BeschÃ¤ftigung ist nicht erfÃ¼llt. Der Beigeladene hat seine TÃ¤tigkeit

nicht im Rahmen einer abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung i. S. des Â§ 7 Abs. 1 SGBÂ IV ausgeÃ¼bt. 

GemÃ¤ÃŸ Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 SGB IV ist BeschÃ¤ftigung die nichtselbstÃ¤ndige Arbeit, insbesondere in

einem ArbeitsverhÃ¤ltnis. Nach Satz 2 sind Anhaltspunkte fÃ¼r eine BeschÃ¤ftigung eine TÃ¤tigkeit

nach Weisungen und eine Eingliederung in die Arbeitsorganisation des Weisungsgebers.

Eine BeschÃ¤ftigung setzt voraus, dass der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber persÃ¶nlich abhÃ¤ngig ist.

Bei einer BeschÃ¤ftigung in einem fremden Betrieb ist dies der Fall, wenn der BeschÃ¤ftigte in den

Betrieb eingegliedert ist und er dabei einem Zeit, Dauer, Ort und Art der AusfÃ¼hrung umfassenden

Weisungsrecht des Arbeitgebers unterliegt. Diese Weisungsgebundenheit kann â€“ vornehmlich bei

Diensten hÃ¶herer Art â€“ eingeschrÃ¤nkt und zur â€žfunktionsgerecht dienenden Teilhabe am

Arbeitsprozessâ€œ verfeinert sein. DemgegenÃ¼ber ist eine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit vornehmlich

durch das eigene Unternehmerrisiko, das Vorhandensein einer eigenen BetriebsstÃ¤tte, die

VerfÃ¼gungsmÃ¶glichkeit Ã¼ber die eigene Arbeitskraft und die im Wesentlichen frei gestaltete

TÃ¤tigkeit und Arbeitszeit gekennzeichnet. Ob jemand abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt oder selbstÃ¤ndig ist,

richtet sich ausgehend von den genannten UmstÃ¤nden nach dem Gesamtbild der Arbeitsleistung und

hÃ¤ngt davon ab, welche Merkmale Ã¼berwiegen (st. Rspr. des BSG, u. a. Urteil vom 29.Â August

2012 â€“ B 12 R 14/10 R -, Rn. 25; Urteil vom 31. MÃ¤rz 2017 â€“ B 12 R 7/15Â RÂ â€‘, Rn. 21; Urteil

vom 16. August 2017 â€“ B 12 KR 14/16 R -, Rn. 17; Urteil vom 14. MÃ¤rz 2018 â€“ B 12 KR 13/17Â R

â€“, Rn. 16). Ob eine BeschÃ¤ftigung vorliegt, ergibt sich aus dem VertragsverhÃ¤ltnis der Beteiligten,

so wie es im Rahmen des rechtlich ZulÃ¤ssigen tatsÃ¤chlich vollzogen worden ist (BSG, Urteil vom 29.

August 2012 â€“ B 12 R 14/10 R -, Rn.Â 16). Bei der Statusbeurteilung ist regelmÃ¤ÃŸig vom Inhalt der

zwischen den Beteiligten getroffenen Vereinbarungen auszugehen, den die Verwaltung und die Gerichte
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konkret festzustellen haben. Liegen schriftliche Vereinbarungen vor, so ist neben deren Vereinbarkeit mit

zwingendem Recht auch zu prÃ¼fen, ob mÃ¼ndliche oder konkludente Ã„nderungen erfolgt sind (BSG,

Urteil vom 7. Juni 2019 â€“ B 12 R 6/18 R -). MaÃŸgeblich ist also das VertragsverhÃ¤ltnis, so wie es

sich aus den Vereinbarungen ergibt oder sich aus der gelebten Beziehung erschlieÃŸen lÃ¤sst

(vgl. BSG, Urteil vom 24. Januar 2007 â€“ BÂ 12 KR 31/06 R -). Dagegen geht eine im Widerspruch zur

ursprÃ¼nglich getroffenen Vereinbarung praktizierte Beziehung und die sich hieraus ergebende

Schlussfolgerung auf die tatsÃ¤chlich gewollte Natur der Rechtsbeziehung der formellen Vereinbarung

nur vor, soweit eine, zumal formlose, Abbedingung rechtlich Ã¼berhaupt mÃ¶glich ist. Umgekehrt gilt,

dass die NichtausÃ¼bung eines Rechts unbeachtlich ist, solange diese Rechtsposition nicht wirksam

abbedungen ist. Zu den tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnissen in diesem Sinne gehÃ¶rt daher unabhÃ¤ngig von

ihrer AusÃ¼bung auch die einem Beteiligten zustehende Rechtsmacht. In diesem Sinne gilt, dass die

tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnisse den Ausschlag geben, wenn sie von Vereinbarungen abweichen.

Die Abgrenzung zwischen BeschÃ¤ftigung und SelbstÃ¤ndigkeit erfolgt nicht abstrakt fÃ¼r bestimmte

Berufs- und TÃ¤tigkeitsbilder. Es ist daher mÃ¶glich, dass ein und derselbe Beruf â€“ je nach konkreter

Ausgestaltung der vertraglichen Grundlagen in ihrer gelebten Praxis â€“ entweder in Form der

BeschÃ¤ftigung oder als selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit erbracht wird. MaÃŸgebend sind stets die konkreten

UmstÃ¤nde des individuellen Sachverhalts (vgl. dazu etwa BSG, Urteil vom 24. MÃ¤rz 2016Â â€“ B 12

KR 20/14 RÂ â€‘, Rn. 25 [Physiotherapeutin] m. w. N.). Insbesondere sind AngehÃ¶rige freier Berufe

nicht stets als selbstÃ¤ndig anzusehen. Das Berufsrecht der Steuerberater geht zwar grundsÃ¤tzlich

von einer selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit aus, lÃ¤sst aber auch den Status als Arbeitnehmer zu. Mit dem

Beruf des Steuerberaters ist â€“ worauf das BSG hingewiesen hat (BSG, Urteil vom 7. Juli 2020Â â€“ B

12 R 17/18 RÂ â€“, SozR 4-2400 Â§Â 7 Nr 49, Rn. 34) â€“ nicht nur eine freiberufliche TÃ¤tigkeit

(Â§Â 57 Abs. 3 Nr. 2 StBerG) vereinbar, sondern auch eine TÃ¤tigkeit als Angestellter (Â§Â 58 SatzÂ 1

StBerG), insbesondere als Angestellter eines Steuerberaters (Â§Â 3 Nr. 1 StBerG) oder einer

Steuerberatungsgesellschaft (Â§Â 3 Nr. 3 StBerG). Zudem hat der Gesetzgeber auf Ã„nderungen in der

Wirtschafts- und Arbeitswelt reagiert und zusÃ¤tzlich die Zulassung eines Syndikus-Steuerberaters,

dessen TÃ¤tigkeiten auf Hilfeleistungen in Steuersachen (vgl. Â§Â 33 StBerG) beschrÃ¤nkt ist, mit

bestimmten BeschrÃ¤nkungen ermÃ¶glicht (Â§Â 58 SatzÂ 2 Nr. 5a StBerG). Entsprechend hat die

Rechtsprechung die TÃ¤tigkeit als Steuerberater unterschiedlich eingeordnet (unselbstÃ¤ndige

BeschÃ¤ftigung: Senatsurteil vom 9. Juni 2022 â€“ 1 BA 93/19 -, unverÃ¶ff.; selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit:

LSG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 12. Dezember 2017Â â€“ L 6 R 133/17Â â€“, juris Rn. 34).

Eine schriftliche Vereinbarung wurde zwischen dem KlÃ¤ger und dem Beigeladenen mit dem Freien-

Mitarbeiter-Vertragâ€œ am 31. Juli 2003 abgeschlossen. Betrachtet man die schriftliche Vereinbarung

und die tatsÃ¤chlich gelebte Beziehung, ist festzustellen, dass Letztere hinsichtlich der VergÃ¼tung und

der Verpflichtung zur Unterhaltung einer Haftpflichtversicherung von der Vereinbarung abweicht. Der

Beigeladene hat keine Rechnungen erstellt, sondern nahezu durchgehend monatliche Zahlungen in

HÃ¶he zwischen 3.000,- und 3.750,- Euro erhalten. Auch eine Haftpflichtversicherung hat er nicht

unterhalten. 

Â 

Deshalb sind im vorliegenden Fall beide Komponenten â€“ Vereinbarung und gelebte Beziehung â€“ zu
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berÃ¼cksichtigen und zu bewerten. Der Senat ist hierbei zur Ãœberzeugung gelangt, dass die

Merkmale einer selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit gegenÃ¼ber den Merkmalen einer abhÃ¤ngigen

BeschÃ¤ftigung Ã¼berwiegen.

Â 

aa. Bereits die Bezeichnung der Vereinbarung â€žFreier-Mitarbeiter-Vertragâ€œ sowie die darin

gewÃ¤hlten Begrifflichkeiten â€“ â€žfreier Mitarbeiterâ€œ, â€žAuftraggeberâ€œ,

â€žGebÃ¼hrâ€œÂ â€“ sprechen fÃ¼r eine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit des Beigeladenen.  Die vertraglich

vorgesehene freie Zeiteinteilung (Â§ 1 Abs. 2 des Vertrages) sowie sein eigenstÃ¤ndiges Handeln

(Â§Â 3 des Vertrages) sind ebenfalls Indizien fÃ¼r eine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit.

Â 

bb. Der Beigeladene trug ein wesentliches Unternehmerrisiko. Insoweit kommt es darauf an, ob eigenes

Kapital und/oder die eigene Arbeitskraft ggf. auch ohne jeglichen Ertrag eingesetzt wurde, der Erfolg des

Einsatzes der sÃ¤chlichen oder personellen Mittel also ungewiss war. Diese Voraussetzung war im Fall

des Beigeladenen erfÃ¼llt. 

Â 

Zwar war er ausschlieÃŸlich fÃ¼r den KlÃ¤ger tÃ¤tig und trat nicht selbst unternehmerisch am Markt

auf. Der Beigeladene erbrachte seine Leistungen an die Mandanten des KlÃ¤gers jedoch nicht

ausschlieÃŸlich im Namen des KlÃ¤gers, sondern unterzeichnete die von ihm gefertigten

JahresabschlÃ¼sse und ErklÃ¤rungen selbst und im Namen des KlÃ¤gers (Â§ 3 des Vertrages), so

dass er auch persÃ¶nlich als Verantwortlicher und letztlich auch als ReprÃ¤sentant der

Steuerberaterkanzlei auftrat. Er fungierte nicht als ReprÃ¤sentant des KlÃ¤gers, sondern trat den

Mandanten gegenÃ¼ber weiterhin wie ein (Mit-)Inhaber der Steuerberaterpraxis auf. Den Mandanten

musste sich damit aufdrÃ¤ngen, dass der Beigeladene (weiterhin) als selbstÃ¤ndiger Steuerberater

fungieren wollte. Dies zeigt sich u. a. auch darin, dass der Bericht Ã¼ber die 2013 durchgefÃ¼hrte

BetriebsprÃ¼fung (Schreiben der Beklagten vom 4. Juni 2013) an das â€žSteuerbÃ¼ro J. K.â€œ

gerichtet wurde.

Â 

Der Beigeladene beschÃ¤ftigte zwar kein eigenes Personal und erbrachte seine Leistungen somit nur in

eigener Person. Ungeachtet des Umstandes, dass die vertraglichen Vereinbarungen mit dem KlÃ¤ger

den Einsatz eigenen Personals zugelassen hÃ¤tten, wÃ¤re hier allerdings selbst eine eventuelle

Verpflichtung des Beigeladenen zur hÃ¶chstpersÃ¶nlichen Leistungserbringung oder zumindest eine

deutlich formulierte entsprechende Erwartungshaltung des KlÃ¤gers nur dann als gewichtiges Indiz fÃ¼r

eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung zu sehen, wenn diese nicht den Eigenheiten und besonderen

Erfordernissen der Steuerberatung geschuldet wÃ¤re. Gerade bei TÃ¤tigkeiten, deren Erfolg ein

besonderes Vertrauen Ã¼ber einen ggf. lÃ¤ngeren Zeitraum oder aber eine besondere Expertise

voraussetzt, ist die Leistungserbringung durch eine bestimmte Person hÃ¤ufig als Vertragsinhalt

anzusehen (so bereits BSG, Urteil vom 31. MÃ¤rz 2017 â€“ B 12 R 7/15Â RÂ â€‘, Rn. 45). Da gerade
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die Steuerberatung ein besonderes MaÃŸ von Vertrauensbildung zwischen Steuerberater und

Mandanten erfordert, hat sich der Senat nicht gedrÃ¤ngt gefÃ¼hlt, der Frage nachzugehen, ob der

KlÃ¤ger â€“ wofÃ¼r ein konkreter Anhaltspunkt fehlt â€“ auf eine hÃ¶chstpersÃ¶nliche

Leistungserbringung hingewirkt hat oder â€“ wofÃ¼r einiges spricht â€“ der Beigeladene auf die

Verpflichtung Dritter schon wegen der bei eingesetztem Personal zwingend erforderlichen Sachkunde

und der nach eigenem Bekunden teils langjÃ¤hrigen MandatsverhÃ¤ltnisse hierauf freiwillig verzichtet

hat.

Â 

Der Beigeladene nutzte zudem die technische Ausstattung und die Arbeitskraft der Mitarbeiterinnen und

Mitarbeiter, ohne dass er dafÃ¼r einen unabhÃ¤ngig von der Anzahl, der DurchfÃ¼hrung und der

tatsÃ¤chlichen VergÃ¼tung anfallenden finanziellen Beitrag leisten musste. Insoweit setzte er zwar

unmittelbar kein eigenes Kapital ein. Jedoch kann hier ausnahmsweise â€“ angesichts der auch auf die

entstehenden Personalkosten abhebenden VergÃ¼tungsvereinbarung â€“ davon ausgegangen werden,

dass dieser Aspekt dem KlÃ¤ger und dem Beigeladenen bewusst war und sie die auf den Beigeladenen

entfallenden Kosten mittelbar, nÃ¤mlich bei der Kalkulation der VergÃ¼tungshÃ¶he,

berÃ¼cksichtigten. 

Â 

Ein Risiko, die eigene Arbeitskraft ggf. auch in vollem Umfang vergeblich einzusetzen, bestand darin, als

dem Beigeladenen zu keiner Zeit eine (Mindestâ€‘)VergÃ¼tung gezahlt wurde und diese vertraglich

auch nicht geschuldet war. Auch wenn der Beigeladene seine Leistungen nicht gegenÃ¼ber den

Mandanten des KlÃ¤gers in Rechnung stellte, trug er durch seine ausschlieÃŸliche Beteiligung am

Umsatz nicht nur das Zahlungsausfallrisiko des KlÃ¤gers, sondern auch das der Mandanten. Der

Beigeladene war durch die Umsatzbeteiligung auch am wirtschaftlichen Erfolg des KlÃ¤gers

eigenstÃ¤ndig und weit Ã¼berwiegend unabhÃ¤ngig vom AusmaÃŸ des eigenen persÃ¶nlichen

Arbeitseinsatzes beteiligt. Soweit der Beigeladene der Ansicht ist, der KlÃ¤ger habe ihn zeitabhÃ¤ngig

vergÃ¼tet, vermag der Senat dieser Darstellung nicht zu folgen. Zwar erhielt der Beigeladene Ã¼ber

lÃ¤ngere Zeit einen gleichbleibend hohen Betrag in HÃ¶he zwischen 3.000,- und 3.750,- Euro

zuzÃ¼glich der Umsatzsteuer. Der Senat hÃ¤lt jedoch eine vom KlÃ¤ger und dem Beigeladenen

geschlossene Vereinbarung einer zeitabhÃ¤ngigen VergÃ¼tung fÃ¼r widerlegt. Zum einen wurde als

VergÃ¼tung eine â€žGebÃ¼hrâ€œ in HÃ¶he von 12% der an den KlÃ¤ger gezahlten Netto-UmsÃ¤tze

vereinbart (Â§ 2 Abs. 1 a des Vertrages). Es fehlt an jedem Anhaltspunkt, dass der Beigeladene und der

KlÃ¤ger nachfolgend eine andere Vereinbarung getroffen haben. Nachdem die HÃ¶he der Netto-

UmsÃ¤tze und deren tatsÃ¤chliche Liquidierung zum Zeitpunkt der TÃ¤tigkeit nicht feststanden, lag

vielmehr die Zahlung von AbschlÃ¤gen auf der Hand. Die â€“ zumindest konkludente â€“ Vereinbarung

von Abschlagszahlungen auf die zu erwartende umsatzabhÃ¤ngige VergÃ¼tung des Beigeladenen

erscheint dem Senat dagegen erwiesen, nachdem der Beigeladene in seiner auf Auskunftserteilung

Ã¼ber die HÃ¶he der UmsatzerlÃ¶se gerichteten Stufenklage gegen den KlÃ¤ger selbst in der

Klageschrift vortrug, er habe â€žAbschlÃ¤geâ€œ in HÃ¶he von 3.000,- Euro bzw. 3.500,- Euro auf die

von ihm zu beanspruchende VergÃ¼tung erhalten. Insofern ist fÃ¼r den Senat hinreichend belegt, dass

die Bezahlung des Beigeladenen in AbhÃ¤ngigkeit vom tatsÃ¤chlich erzielten Umsatz erfolgte.
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Nachdem dem Beigeladenen die HÃ¶he der UmsatzerlÃ¶se aber offensichtlich Ã¼ber Jahre unbekannt

blieben, erscheint es auch folgerichtig, dass er keine Rechnungen mit einer nachvollziehbaren

Berechnung seiner VergÃ¼tung stellte. 

Â 

Dem Beigeladenen kam auch eine gesteigerte UnabhÃ¤ngigkeit zu. Ihm stand es frei, seine

Arbeitszeiten unter BerÃ¼cksichtigung privater Belange und auch auÃŸerhalb der Ã¼blichen

BÃ¼rozeiten zu disponieren. Urlaubs- und Krankheitsvertretungen des KlÃ¤gers durch den

Beigeladenen sind nicht vorgetragen und auch sonst nicht ersichtlich. Lediglich der KlÃ¤ger vertrat den

Beigeladenen gegenÃ¼ber den von diesem betreuten Mandanten; diese beschrÃ¤nkten sich offenbar

auch nur auf AusnahmefÃ¤lle. Durchsetzbar wÃ¤re die Ãœbernahme von Vertretungen des KlÃ¤gers

durch den Beigeladenen ohnehin nicht gewesen, weil entsprechende vertragliche Vereinbarungen nicht

getroffen wurden. 

Â 

cc. FÃ¼r die Einordnung als unselbstÃ¤ndige BeschÃ¤ftigung oder selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit erscheint

dem Senat unerheblich, dass der Beigeladene seine Leistungen â€“Â von Dienstreisen abgesehen â€“

in den RÃ¤umlichkeiten der Steuerberaterkanzlei an einem dort fÃ¼r ihn eingerichteten

BÃ¼roarbeitsplatz erbrachte. 

Â 

Ist keine eigene BetriebsstÃ¤tte vorhanden, spricht dies als Indiz gegen eine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit

und fÃ¼r eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung, wenn eine solche BetriebsstÃ¤tte bei TÃ¤tigkeiten der

fraglichen Art zu erwarten oder notwendig ist. Nachdem der Beigeladene im Rahmen seiner TÃ¤tigkeit

jedoch wie zuvor als Inhaber â€žschalten und waltenâ€œ konnte, war bei seiner TÃ¤tigkeit keine

gesonderte eigene BetriebsstÃ¤tte zu erwarten. Die Einrichtung eigener BetriebsrÃ¤umlichkeiten wÃ¤re

unter den hier gegebenen Bedingungen widersinnig gewesen.

Â 

dd. Der Beigeladene war auch nicht im Rechtssinne in den Betriebsablauf der Beigeladenen

eingegliedert. Bei den von ihm verrichteten Diensten hÃ¶herer Art kann das Weisungsrecht des

Arbeitgebers auch eingeschrÃ¤nkt und zur â€ždienenden Teilhabe am Arbeitsprozessâ€œ verfeinert

sein, wenn der Versicherte nur in den Betrieb eingegliedert ist (BSG, Urteil vom 18. Dezember 2001 â€“

B 12 KR 10/01 R -). 

Â 

FÃ¼r die ErfÃ¼llung des Merkmals der BeschÃ¤ftigung ist nicht zwingend erforderlich, dass der

Betroffene eine TÃ¤tigkeit in einer konkreten BetriebsstÃ¤tte eines Arbeitgebers ausÃ¼bt, solange die

zu beurteilende TÃ¤tigkeit im Wesentlichen fremdbestimmt organisiert wird. Vorliegend ist nur eine

Ã¤uÃŸerst beschrÃ¤nkte Eingliederung in diesem Sinne festzustellen. Der Beigeladene betreute
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hauptsÃ¤chlich Mandanten, die er bereits zuvor als Inhaber betreut hatte. Andere Mandanten wurden

ihm zwar abhÃ¤ngig von seiner danach verbliebenen ArbeitskapazitÃ¤t zugewiesen. Hier ist jedoch zu

berÃ¼cksichtigen, dass die Gewinnung und Zuweisung zusÃ¤tzlicher Mandate schon deshalb in seinem

Interesse lag, da seine VergÃ¼tung vom Gesamtumsatz der Kanzlei abhing.

Â 

Auch wenn der Beigeladene gewissen Weisungen unterworfen war, lag keine Fremdbestimmung im

Sinne einer BeschÃ¤ftigung vor. Er hatte aufgrund seiner Erfahrungen und Kenntnisse die Aufgabe,

steuerberatende TÃ¤tigkeiten durchzufÃ¼hren, insbesondere BuchfÃ¼hrungen, JahresabschlÃ¼sse

und SteuererklÃ¤rungen zu erstellen, wobei er die Arbeiten â€žim Rahmen der vom Auftraggeber

gegebenen Richtlinienâ€œ (Â§ 1 Abs. 1 Satz 2 des Vertrages) durchzufÃ¼hren hatte. Das

Weisungsrecht des KlÃ¤gers war allerdings auf ein Minimum reduziert, nachdem Â§ 8 Abs. 2 des

Vertrages bestimmte, dass er alles zu unterlassen hatte, was die UnabhÃ¤ngigkeit und

Eigenverantwortlichkeit des Beigeladenen beeintrÃ¤chtigen kÃ¶nnte. Damit stand dem KlÃ¤ger gerade

kein Weisungsrecht zu, das die Bestimmung von Inhalt, Ort und Zeit der Leistungserbringung beinhaltet

hÃ¤tte. 

Â 

Unerheblich ist insoweit, ob und ggf. in welchem Umfang der KlÃ¤ger das ihm zustehende rudimentÃ¤re

Weisungsrecht â€“ im Sinne der im Vertrag genannten Richtlinienkompetenz â€“ tatsÃ¤chlich

ausgeÃ¼bt hat. Ein rein faktisches, nicht rechtlich gebundenes und daher jederzeit Ã¤nderbares

Verhalten der Beteiligten ist nicht ausschlaggebend (st. Rspr. des BSG, zuletzt Urteil vom 27. April 2021

â€“Â BÂ 12Â KR 27/19 R -; Urteil vom 19. SeptemberÂ 2019 â€“Â BÂ 12Â R 25/18 R -).

Â 

4. Die Kostenentscheidung folgt fÃ¼r den KlÃ¤ger und die Beklagte aus Â§ 193 Abs. 1 Satz 1 und

Abs. 4 SGG. 

Der Beigeladene kann trotz seines erfolglos eingelegten Rechtsmittels nicht an den auÃŸergerichtlichen

Kosten des KlÃ¤gers beteiligt werden, weil er als potenziell von der Statusentscheidung BegÃ¼nstigter zu

den in Â§ 183 SGG genannten Personen gehÃ¶rt. Das gilt auch vor dem Hintergrund, dass das

VersicherungsverhÃ¤ltnis schon beendet ist (vgl. hierzu BSG, Urteil vom 12. Februar 2004 â€“ B 12 P 2/03

RÂ â€‘, SozR 4â€“1500 Â§ 184 Nr. 1; B. Schmidt, in: Meyer-Ladewig u. a., SGG, 13. Aufl. 2020, Â§ 183 Rn.

5).

Â§ 193 Abs. 4 SGG nimmt die Aufwendungen aller GebÃ¼hrenpflichtigen i. S. des Â§ 184 Abs.Â 1 von der

ErstattungsfÃ¤higkeit aus. Die NichterstattungsfÃ¤higkeit gilt nicht nur fÃ¼r BehÃ¶rden bzw.

KÃ¶rperschaften oder Anstalten des Ã¶ffentlichen Rechts, sondern auch die Aufwendungen sonstiger

natÃ¼rlicher Personen, soweit sie KlÃ¤ger oder Beklagte sind und soweit sie nicht zu den nach Â§ 183

privilegierten Personen zÃ¤hlen (B. Schmidt, in: Meyer-Ladewig u. a., SGG, 13. Aufl. 2020, Â§ 193 Rn. 3b).

Der KlÃ¤ger gehÃ¶rt als Arbeit-/Auftraggeber des Beigeladenen nicht zum kostenprivilegierten

Personenkreis. 
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Aus dem Zusammenhang mit Â§ 197a SGG, der auf den Rechtszug abstellt, ergibt sich, dass mit den

Bezeichnungen â€žKlÃ¤gerâ€œ und â€žBeklagterâ€œ auf die Parteirollen im jeweiligen Rechtszug

abgestellt wird; kostenprivilegiert ist also auch ein Beigeladener, der in seiner Eigenschaft als (potenziell)

Versicherter ein Rechtsmittel einlegt (vgl. BSG, Beschluss vom 13.Â April 2006 â€“ B 12 KR 21/05 B -, SozR

4â€“1500 Â§ 193 Nr. 2; Beschluss vom 29. Mai 2006 â€“ B 2 U 391/05 B -; B. Schmidt, in: Meyer-Ladewig u.

a., SGG, 13. Aufl. 2020, Â§ 183 Rn. 10). Die auf Grundlage der Â§ 197a SGG getroffenen erstinstanzlichen

Kosten- und Streitwertentscheidungen sind deshalb zutreffend und aufrechtzuerhalten. 

5. Die Revision ist nicht zuzulassen, weil die hierfÃ¼r in Â§ 160 SGG alternativ bestimmten

Voraussetzungen nicht erfÃ¼llt sind. 

Der Senat Ã¼bersieht nicht, dass die Frage einer zeitlich begrenzten ZulÃ¤ssigkeit eines
Statusfeststellungsverfahrens nach Beendigung der ihm zugrundeliegenden TÃ¤tigkeit
grundsÃ¤tzliche Bedeutung i. S. des Â§Â 160 Abs. 2 Nr. 1 SGG zukommen kÃ¶nnte. FÃ¼r
den Zulassungsgrund der grundsÃ¤tzlichen Bedeutung mÃ¼sste sich jedoch eine
Rechtsfrage stellen, deren KlÃ¤rung Ã¼ber den zu entscheidenden Einzelfall hinaus aus
GrÃ¼nden der Rechtseinheit oder Rechtsfortbildung im allgemeinen Interesse erforderlich
(KlÃ¤rungsbedÃ¼rftigkeit) und durch das Revisionsgericht zu erwarten
(KlÃ¤rungsfÃ¤higkeit) ist (st. Rspr. des BSG; vgl. nur BSG, Beschluss vom 17. April 2012 â��
B 13 R 347/11 B â�� Rn.Â 17; Beschluss vom 28. Januar 2019 â�� B 12 KR 94/18 B â�� Rn.
6 m. w. N.). Bei Rechtsfragen zu bereits auÃ�er Kraft getretenem Recht kann eine
KlÃ¤rungsbedÃ¼rftigkeit nur anerkannt werden, wenn noch eine erhebliche Zahl von
FÃ¤llen auf der Grundlage dieses ausgelaufenen Rechts zu entscheiden ist oder wenn die
Ã�berprÃ¼fung der Rechtsnorm aus anderen GrÃ¼nden fortwirkende allgemeine
Bedeutung hat. Der Gesetzgeber hat Â§ 7a SGBÂ IV mit Wirkung ab dem 1. April 2022
grundlegend umgestaltet (Fassung vom 16. Juli 2021, im Folgenden: n. F.), so dass die
Frage der ZulÃ¤ssigkeit eines Statusfeststellungsverfahrens nach neuem Recht anderen
Ausgangsvoraussetzungen folgt. Insbesondere enthÃ¤lt Â§ 7a Abs. 4b und 4c SGB IV n. F.
nunmehr besondere Regelungen zu Auswirkungen von Statusentscheidungen und den neu
geschaffenen gutachterlichen Ã�uÃ�erungen auf TÃ¤tigkeiten Dritter. Zu den bis 31. MÃ¤rz
2022 geltenden Fassungen des Â§ 7a SGB IV ist im Senat lediglich noch ein weiteres
Verfahren anhÃ¤ngig, dem ein mehrere Jahre nach Beendigung der TÃ¤tigkeit gestellter
Statusfeststellungsantrag zugrunde liegt. In anderen Senaten anhÃ¤ngige Verfahren sind
fÃ¼r den Senat nicht feststellbar.

Erstellt am: 06.02.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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